
Ungeschriebene Rechtsquellen

allgemeine Rechtsgrundsätze aus dem gesetzten Recht vorab aus Art. 4
BV (im Fürstentum Liechtenstein Art. 31 LV) abzuleiten sind”!8,
Ungeschriebenes Verfassungsrecht spielt auch bei der Inkorporation des
Völkerrechts eine wesentliche Rolle. Die automatische Inkorporation
des Völkerrechts ist ein ungeschriebener Verfassungsgrundsatz!?, Aus-
serdem hat sich der Landesverfassungsgeber nicht an der Geschlossen-
heit des Rechtsquellensystems orientiert. Er hätte nämlich offene Fragen
lückenlos nachführen müssen, wie dies etwa in Österreich mit dem
Bundesverfassungsgesetz geschehen ist!®, Aus diesem Grunde weist die
Österreichische Verfassung eine Vollständigkeit auf, die allen älteren
europäischen Verfassungen abgeht. Das dient zweifellos der Rechts-
sicherheit!®®. Liechtenstein hat sich mehr an der schweizerischen Ko-
difikationspraxis orientiert, die zu keinem Zeitpunkt lückenlos “ge-
schlossen” war. Die liechtensteinische Rechtsordnung unterscheidet sich
deshalb wesentlich von der österreichischen; die erstere weist eine weit-
aus “geringere Reglementierungsdichte”!® auf. Liechtenstein hat der
Geschlossenheit des verfassungsrechtlichen Rechtsquellensystems nicht
wirklich nachgelebt.

In der Schweiz sind Rechtsprechung und Lehre mit diesem Phäno-
men wesentlich unverkrampfter umgegangen. Das Bundesgericht hat
bisher sechs ungeschriebene Grundrechte der Bundesverfassung aner-
kannt!?, Ferner behandelt die Lehre eine Reihe ungeschriebener
Verfassungsgrundsätze, so etwa Treu und Glauben und das Verhältnis-
mässigkeitsprinzip'®, Schliesslich gibt es in der Schweiz auch unge-
schriebene Bundeskompetenzen, die notwendigerweise der Verfas-
sungsstufe angehören!®,
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durch das Verfassungsgesetz vom 20.6.1996, LGBl. 1996/121 als eine Österreich entlie-
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